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Der Bundesminister Bonn, den 29. November 1971 

für Städtebau und Wohnungswesen 

L 3- 02 01 13-3/1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Förderung des Altenheimbaues 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün- 
chen), Stücklen r Wagner (Günzburg), Dr. Jobst, Dr. Riedl 
(München), Geisenhofer, Dr. Schneider (Nürnberg), Nie- 
gel und Genossen 
- Drucksache VI/2803 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Die Bundesregierung mißt der Wohnraumbeschaffung für un- 
sere älteren Mitbürger eine ganz besondere Bedeutung bei. Seit 
Jahren stellt sie deshalb zusätzliche Mittel für diesen Personen- 
kreis bereit. Der Erfolg dieser Bemühungen zeigt sich insbeson- 
dere an den Förderungsergebnissen der vergangenen sechs 
Jahre. Sei 1966 wurden rd. 60 000 Wohnheimpläze mit öffent- 
lichen Wohnungsbaumitteln des Bundes und der Länder geför- 
dert; hinzu kommen rd. 53 000 Altenwohnungen, die die beson- 
deren Bedürfnisse alter Menschen berücksichtigen. Schließlich 
wird auch das Intensivprogramm des Langfristigen Wohnungs- 
bauprogramms, für das der Bund ab 1971 jährlich zusätzlich 250 
Millionen DM zur Verfügung stellt, der Wohnungsversorgung 
alter Menschen in besonderem Maße zugute kommen. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß 

a) infolge erheblicher Preissteigerungen eine Gefahr für den 
Neubau von Altenheimen besteht, 

b) die Schaffung eines Altenheimplatzes seit dem Jahre 1964 
von ca. 20 000 DM auf ca. 60 000 DM gestiegen ist, 

c) außerhalb des Zonenrandgebietes die Förderung durch Woh- 
nungsbaumittel des Bundes unverändert seit 1964 für ein 


Drude: Then6e Drude KG. 53 Bonn 



Drucksadle VI/2871 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Einbettzimmer 2500 DM und für ein Zweibettzimmer 3000 DM 
beträgt, 

d) die Gewährung dieser Mittel von Auflagen abhängig ge- 
macht wird, die den Bauträgern ein Mehrfaches des Zuschuß- 
betrages kosten? 

2. Hält die Bundesregierung diese Förderungspraxis angesichts 
der Bedeutung der alten Menschen für unsere Gesellschaft noch 
für angemessen? 


Die „nominellen" Kosten eines Wohnplatzes der frühen sechzi- 
ger Jahre lassen sich mit den Kosten heutiger Altenwohnheime 
nicht vergleichen. Bei der Beurteilung der Kostenentwicklung 
sind vor allem folgende, für die Unterbringung alter Menschen 
wesentlichen und modernen Erkenntnissen entsprechende Fak- 
toren zu berücksichtigen: 

a) Der Wohnraum wird laufend den gestiegenen Wohnbedürf- 
nissen angepaßt; Größe und Ausstattung der Wohnplätze 
werden ständig verbessert. Während zu Beginn der sechzi- 
ger Jahre ein Wohnplatz in der Regel kaum mehr als 10 qm 
Wohnfläche hatte, sind die Wohnplätze heute 16 qm und 
größer; hinzu kommen noch die Flächen für den Vorraum 
und den Sanitärraum. 

b) Aufgrund der Erkenntnisse der letzten Jahre werden die 
Heime immer mehr mit modernen medizinischen und thera- 
peutischen Einrichtungen ausgestattet; sie sollen dazu bei- 
tragen, den alten Menschen die Selbständigkeit zu erhalten 
und sie am Leben in der Gesellschaft teilnehmen zu lassen. 
Die Erfahrungen der Geriatrie haben gezeigt, daß Alten- 
heime diese Einrichtungen brauchen, wenn sie den spezifi- 
schen Bedürfnissen alter Menschen gerecht werden sollen. 

Ab 1971 werden für die Wohnraumversorgung alter Menschen 
erheblich mehr Mittel eingesetzt. Zusätzlich zu den Maßnahmen 
des Langfristigen Wohnungsbauprogramms ist der Bewilli- 
gungsrahmen der besonderen Förderungsmaßnahme („Woh- 
nungsbau für alte Menschen" - Kap. 25 03 Tit. 85 206) um 50% 
von 40 auf 60 Millionen DM erhöht worden. 

Dementsprechend habe ich im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen neue Förderungs- 
richtlinien erarbeitet; sie treten am 1. Januar 1972 in Kraft. Die 
neuen, aufgrund der neugefaßten Förderungsrichtlinien er- 
heblich angehobenen Förderungssätze des Bundes - sie werden 
je nach Ausstattung des Wohnheimplatzes verdoppelt oder 
sogar verdreifacht - tragen den Planungsempfehlungen Rech- 
nung, die auf den Ergebnissen eines Forschungsauftrages auf- 
bauen, der dem Institut für Bauforschung in Hannover erteilt 
worden war. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich infolge steigender 
Bau- und Personalkosten der Aufenthalt in Altenheimen sc 
vcrteueU hat, daß immer mehr Rentner und Pensionisten mit 
mittleren Einkommen Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch 
nehmen müssen? 
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4. Was gedenkt die Bundesregierung gegen diese Verteuerung 
zu unternehmen? 

Statistische Angaben darüber, wie viele Bewohner von Alten- 
heimen zusätzlich zu ihren Renten Leistungen der Sozialhilfe 
in Anspruch nehmen müssen, liegen nicht vor. Da sich die Ren- 
ten aufgrund der Rentenanpassungsgesetze jedoch fortlau- 
fend erhöhen, kann davon ausgegangen werden, daß sich die 
Zahl derer, die zusätzlich zur Rente Sozialhilfe in Anspruch neh- 
men müssen, nicht erhöht. 

Im übrigen ist zu berücksichtigen, daß Altenwohnheime sehr 
personalintensive Einrichtungen sind, so daß sich die Gehalts- 
und Lohnentwicklung unmittelbar in den Unterbringungs- und 
Pflegesätzen niederschlägt. Eine Verminderung der Personal- 
und Verpflegungsausgaben müßte sich zum Nachteil der Be- 
wohner aus wirken; sie muß deshalb ausscheiden. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, den Bau von Altenheimen, Al- 
tenpflegeheimen und Altenwohnheimen verstärkt zu fördern 
und diese Förderung im Rahmen ihrer Zuständigkeit gesetzlich 
zu regeln? 

Wegen der Frage nach der verstärkten Förderung des Baues 
von Altenheimen und Altenwohnheimen wird auf die Antwort 
auf die Fragen 1 und 2 verwiesen. Einer Regelung, die über 
die bestehende gesetzliche Regelung hinausgeht, bedarf es 
deshalb nicht. 

Der Bund kann zur Zeit Wohnplätze in Altenheimen und Alten- 
wohnheimen fördern, die pflegebedürftigen Personen Vorbehal- 
ten sind (Pflegestationen); zur Förderung des Baues von reinen 
Altenpflegeheimen besteht eine generelle Kompetenz des Bun- 
des jedoch nicht. Solche Einrichtungen können im Rahmen der 
Richtlinien für die Vergabe von Bundesmitteln zur Förderung 
gesellschaftspolitischer Maßnahmen für die ältere Generation 
gefördert werden, wenn es sich um sog. Modellmaßnahmen 
handelt. Weitere Förderungsmöglichkeiten sind durch § 6 des 
Gesetzes zur Förderung des Zonenrandgebietes gegeben. 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus im Rahmen der vor- 
gesehenen Reform des Zweiten Wohnungsbaugesetzes prüfen, 
ob Vorschriften aufzunehmen sind, die eine allgemeine Förde- 
rung des Baues von Altenpflegeheimen zum Inhalt haben. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, Ausnahmen von den Bestim- 
mungen über die Einkommensgrenzen des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes vorzunehmen, um auch einem Rentnerehepaar mit 
einem darüber hinausgehenden Einkommen einen Aufenthalt 
in einem mit Öffentlichen Wohnungsbaumitteln geförderten 
Altenheim zu ermöglichen? 


Am 11. November 1971 hat der Deutsche Bundestag das von der 
Bundesregierung eingebrachte W ohnungsbauänderungsgesetz 
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1971 verabschiedet, das insbesondere eine wesentliche Erhö- 
hung der im § 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes festgeleg- 
ten Einkommensgrenze für den öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau vorsieht. Diese Maßnahme kommt auch den 
Personen zugute, die sich um einen Wohnplatz in einem öffent- 
lich geförderten Altenheim bemühen. 

Dr. Lauritzen 
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